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1 Zusammenfassung 

Etwa drei Viertel des deutschen Gebäudebestandes wird mit Erdgas (ca. 50 %) oder Heizöl (ca. 25 %) 
beheizt (AGEB, 2021). Um eine klimafreundliche Wärmeversorgung ohne den Einsatz fossiler Brenn
stoffe zu realisieren, müssen Millionen von Gebäuden umgebaut oder an ein mit regenerativer Wär
me versorgtes Fernwärmenetz angeschlossen werden.  

Ein zentrales Problem der Wärmewende ist dabei, dass sie zwar in Bezug auf ihre klimapolitische 
Notwendigkeit begriffen wird, dass die im Kontext der Wärmewende notwendigen Transformationen 
aber weder von der Bevölkerung noch der Politik her verstanden werden oder auch nur bekannt 
sind. So wird immer wieder deutlich, dass der Pfad der Verbrennung verschiedenster Stoffe von Ab
fall über Klärschlamm bis zu Biomasse oder grünem Gas das Nachdenken über die Wärmeversorgung 
absolut prägt. Wo es nicht brennt, wird es nicht warm, scheint eine in zahlreichen Köpfen fest veran
kerte dominante Logik zu sein. Die zahlreichen und sehr umweltfreundlichen und effizienten Low 
Exergy-Technologien, die die Versorgung mit Raumwärme auf Basis von Wärmequellen niedrigerer 
Temperatur leisten, haben es in diesem Umfeld schwer (vgl. Kapitel 3). 

Der Pfadwechsel zu einer erneuerbaren Wärmeversorgung muss daher zunächst mit dem Setzen 
einer klaren Agenda für die klimafreundliche Wärmewende beginnen und Richtungssicherheit schaf
fen. Hierzu wird es erforderlich sein, Politik, Verwaltung und Bevölkerung über die besten Lösungs
strategien für eine erfolgreiche Wärmewende zu informieren und über klare ökonomische Rahmen
bedingungen (deutlich höhere CO2-Steuer und Reform der Strommarktregulierung) sowie deutliche 
Signale zur Beendigung der fossilen Energieversorgung durch ordnungsrechtliche Verbote des Ein
baus jeder Form fossiler Wärmeerzeugungsanlagen den Rahmen für die Entwicklung zu setzen (vgl. 
Kapitel 4).  

Viele Technologien für eine nachhaltige Wärmeversorgung sind bereits langjährig erprobt und serien
reif. Dennoch ist die Förderung von Innovation und Nischenentwicklung auch zukünftig in ausge
wählten Feldern von Bedeutung, z.B. bei der Automatisierung und damit Verbilligung der Produktion 
von Wärmepumpen wie auch im Feld Entwicklung und Skalierung der „seriellen Sanierung“ bis hin 
zur großtechnischen Einsatzreife (vgl. Kapitel 5).  

Die Strategie der Synchronisation von Diffusion und Exnovation dient der Verbreitung neuer Nach
haltiger Lösungen bei gleichzeitigem Zurückdrängen, alter, nicht nachhaltiger und oft fossiler Wärme
technologien (vgl. Kapitel 6). In dieser Phase wird der Pfadwechsel durch eindeutige ökonomische 
Vorteile für neue Lösungen und klare Exnovationsregeln eingeleitet und durch die Einführung spezifi
scher Instrumente zur Förderung einzelner Praktiken und Technologien der erneuerbaren Wärme
versorgung gestaltet, z.B. durch: 

(1.) einen Risikofonds, mit dem den einzelnen, oft kleinen Stadtwerken und Energieversorgern 
das Risiko der Nicht-Fündigkeit einer geothermischen Bohrung oder eines in Konkurs gehen
den Unternehmens mit Abwärmequelle für eine angemessene Frist abgenommen wird, 
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(2.) ein Erneuerbare-Energie-Anlagen-Planungs-Beschleunigungsgesetz, das eine hinreichende 
personelle Ausstattung von Genehmigungsbehörden sicherstellt und Verwaltungsabläufe und 
Gerichtsverfahren im Kontext der Errichtung von Anlagen priorisiert und beschleunigt, wenn 
diese dem Klimaschutz dienen,   

(3.) energetische Sanierungsgebiete, in denen mit Maßnahmen des besonderen Städtebaurechts 
städtebauliche Missstände hinsichtlich mangelnder energetischer Effizienz oder des Einsatzes 
fossiler Heizstoffe behoben werden.  

Weiter sind die für eine nachhaltige Wärmeversorgung zentralen Infrastrukturen zu transformieren 
(vgl. Kapitel 7), z.B. durch:  

(1.) ein Maßnahmenpaket grüne Fernwärme, mit der der Fernwärmemarkt zukunftsfähig umge
staltet wird, 

(2.) die Abschaffung jeder Förderung von Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung, soweit sie auf 
nicht absehbare Zeit mit fossilen Brennstoffen betrieben werden sollen.  

Ist der Prozess in Gang gesetzt, müssen große Finanzressourcen mobilisiert werden, um das Multimil
liarden-Programm der Wärmewende zu finanzieren. Wirtschaftliche und wirtschaftspolitische As
pekte sind zu beachten (vgl. Kapitel 8). Einzelne Branchen, die durch die Wärmewende vor große 
Herausforderungen zur Ausweitung ihrer wirtschaftlichen Aktivitäten gestellt werden, sollten dabei 
Gegenstand eines staatlich unterstützten Strukturwandelsprogramms werden.  

Abbildung 1: Basisstrategien der Transformation der Wärmeversorgung vor dem Hintergrund der Mehrebe
nenperspektive 

 
Quelle: Borderstep 
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2 Einleitung 

Die Zielsetzung des Borderstep-Projektes „Governance radikaler Umweltinnovationen (Go)“ bestand 
darin, Handlungskonzepte für die Rolle des Staates bei der Durchsetzung umweltentlastender radika
ler Systemtransformationen zu erarbeiten und am Beispiel des Innovationsfeldes der gebäudebezo
genen Wärmeversorgung konkret zu entwickeln.  

Die Analyse von sieben Fällen der staatlichen Steuerung radikaler Systeminnovationen in AP1 (Clau
sen, 2019a, 2019b; Clausen & Beucker, 2019a, 2019b; Clausen & Olteanu, 2019; Clausen & Warn
ecke, 2019; Clausen, Warnecke & Schramm, 2019) lässt vier Kernstrategien erkennen, die ein aktivie
render Staat für die grundlegende Transformation von Versorgungssystemen (Energie, Mobilität, 
Landwirtschaft) einsetzen kann (Clausen & Fichter, 2020b): Schaffung und Aufrechterhaltung von 
Richtungssicherheit, Innovationspolitik und Nischenentwicklung, Synchronisation von Diffusion und 
Exnovation sowie Infrastrukturentwicklung:  

(1.) Schaffung und Aufrechterhaltung von Richtungssicherheit: In allen Fällen spielen klare lang
fristige Zielsetzungen und Planungen sowie Maßnahmen zur Legitimierung der betreffenden 
neuen Technologien oder Systeme eine wesentliche Rolle und sorgen damit für Richtungssi
cherheit. Bei den erfolgreichen Transformationsfällen wird die Erzeugung und Aufrechterhal
tung von Richtungssicherheit außerdem durch die Veränderung von Netzwerkstrukturen und 
Schlüsselakteuren und z.T. auch durch die Etablierung grundlegender institutioneller Verände
rungen flankiert. 

(2.) Innovationspolitik und Nischenentwicklung: In Nischenmärkten werden Innovationen erst
mals in kleinen oder mittleren Stückzahlen erprobt. Dabei zeigen sich ggf. Schwachstellen und 
es erfolgen Optimierungen von Funktion, Leistung, Kosten und Qualität. Für die in den unter
suchten Fällen beobachtbaren staatlichen Aktivitäten spielten zwei Instrumententypen an der 
Schnittstelle von Innovationsförderung und Nischenentwicklung eine zentrale Rolle. For
schung und Entwicklung und die Etablierung von Marktnischen und Marktformation kamen 
hier zum Einsatz. 

(3.) Synchronisation von Diffusion und Exnovation: Im Zentrum der heißen Phase der Transforma
tion steht dann die Wechselwirkung der Instrumente zur Synchronisation von Diffusion und 
Exnovation1. Alle erfolgreichen Beispiele sind von einem Zusammenspiel von „diffusionsför
dernden“- und „exnovierenden“ Instrumenten geprägt. Dies stützt die von Kivimaa & Kern 
(2016, S. 207) postulierte Annahme, dass die nachhaltige Transformation von sozio-
technischen Systemen nicht nur auf die Funktionen von Innovationssystemen und ein strate
gisches Nischenmanagement angewiesen sind, sondern auch der „destruction side“ Aufmerk
samkeit zu schenken ist, wenn sich die neue Lösung durchsetzen und diffundieren soll. Alle er

 
1 Unter Exnovation wird das Ausschleusen des Alten und nicht Nachhaltigen aus dem Wirtschaftssystem ver
standen.  
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folgreichen Fälle nehmen „harte“ ökonomische Maßnahmen mit Hilfe der Steuer- und Abga
benpolitik vor und pflegen damit eine wirksame „monetäre Tendenzsteuerung“ ergänzt durch 
ordnungsrechtliche Maßnahmen (Jänicke, 2012, S. 19). In den von uns untersuchten erfolgrei
chen Fällen führt dies auch zur Verbesserung des relativen Kosten-Nutzen-Verhältnisses neuer 
Produkte oder Dienstleistungen. Zusätzlich wäre möglich, dass aufbauend auf Grundlagenin
novationen systematisch Folgeinnovationen unterstützt oder gefördert werden, die zu signifi
kanten Kostensenkungen, Funktionsverbesserungen oder anwendungs- und zielgruppenspezi
fischen Anpassungen führen. Für die Schaffung klarer ökonomischer Rahmenbedingungen und 
Anreize ist in der Regel eine erhebliche Ressourcenmobilisierung notwendig, die in Form der 
Bereitstellung von Förder- oder Finanzmitteln in den meisten der untersuchten Fälle zu be
obachten ist. Dies beinhaltet auch den Abbau von Subventionen für etablierte und als nicht-
nachhaltig identifizierten Technologien und Systemen. 

(4.) Infrastrukturentwicklung: Bei der Untersuchung von „policy mixes for transition“ spielen In
strumente und Maßnahmen zur Infrastrukturentwicklung bislang eine geringe und unterge
ordnete Rolle. Sie stellt z.B. bei der Untersuchung von Kivimaa & Kern (2016, S. 207 ff.) kein 
eigenständiges staatliches Handlungsfeld bzw. kein eigenständiger Instrumente- und Funkti
onstyp dar. Im Falle unseres spezifischen Fokus auf Versorgungs- sowie Produkt-/Service-
Systeme, kommt der Unterstützung der Entwicklung von notwendigen Infrastrukturen 
(Stromnetze, Wärmenetze, Fahrradwege usw.) eine fundamentale Bedeutung für den Erfolg 
radikaler Systemtransformationen im Verkehrs- und Energiesektor zu. 

Ein zentraler Faktor für einen möglichen Erfolg der vier Strategien ist ein parteiübergreifender, mög
lichst gesellschaftlicher Konsens über die Notwendigkeit des Wandels. Schon kleine Gruppen, die den 
Problembefund anzweifeln oder soziale bzw. technologische Ziele in Frage stellen oder durch eine 
Vielzahl von scheinbar Problem lösenden Alternativen Verwirrung stiften können Transformations
prozesse erheblich verzögern oder ganz zum Stillstand bringen. Neben der aktiven Steuerung der 
Transformation ist daher ergänzend eine permanente Auseinandersetzung mit Gegenstrategien zu 
empfehlen. Denn insbesondere in großen Systemen, in denen erhebliche Werte umgesetzt werden, 
ist eine erfolgreiche Transformation in allererster Linie eine Frage von politischer Macht.  

Der umweltpolitische Fokus des Projektes „Governance radikaler Umweltinnovationen (Go)“  lag im 
Feld des Klimaschutzes und hier speziell auf der Wärmeversorgung. Private Haushalte, Gewerbe und 
Industrie verursachen durch den Verbrauch von Wärme heute etwas mehr als die Hälfte des End
energieverbrauchs in Deutschland. Der Verbrauch verteilt sich zu ca. 50 % auf Raumwärme, zu 10 % 
auf Warmwasser und zu 40 % auf Prozesswärme (AGEB, 2020). Die Deckung des Raumwärme- und 
Warmwasserbedarfs erfolgt zum weit überwiegenden Teil mit den fossilen Energieträgern Erdgas, 
Heizöl und Kohle. Die Aufgabe, allein die Erzeugung von Raumwärme auf erneuerbare Energien um
zustellen ist riesig und um diese vor 2050, dem Klimaziel von Bundesregierung und EU, oder sogar 
schon bis 2035 zu schaffen, dem Klimaziel der Landeshauptstadt Hannover und anderer Städte, ist 
schwierig (Gerhards et al., 2021).  
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Aber auch sozialpolitisch spricht vieles für erneuerbare Wärme. Erdgas kostete 2020 für Endkunden 
6,31 Cent/kWh (BNetzA & BKartA (Hrsg.), 2021), Wärmepumpenstrom wird ab ca. 22 cent/kWh an
geboten Und Heizöl kostet im April 2021 6,5 Cent/kWh (Tecson, 2021). Aber diese Preise werden sich 
ändern. Der seit Anfang 2021 geltende CO2-Preis (Die Bundesregierung, 2019) lässt Heizöl und Gas
preise bis 2026 ansteigen. Zusätzlich könnte der CO2-Preis weiter steigen, wenn eine neue Bundes
regierung sich Sichtweisen der Klimaökonomie zu eigen macht und ihn auf das z.B. von Edenhofer et 
al. (2019) oder Nordhaus (Mattauch, Creutzig, aus dem Moore, Francks & Funke, 2020) empfohlene 
Niveau anhebt. Parallel spricht einiges dafür, dass die EEG-Umlage bis 2030 aus dem Strompreis her
ausfällt (Bundesrechnungshof, 2021, S. 7; Dittrich, 2021). Vergleicht man also den Einsatz einer 
stromgetriebenen Wärmepumpe mit einer Jahresarbeitszahl von 3 mit einer Öl- oder Gasheizung und 
der Fernwärme (Hakenes, 2021) dann zeigt sich, dass fossiles Heizen schon in wenigen Jahren teuer 
für die Endkunden wird.  

Abbildung 2: Variable Endkundenpreise für Wärme im Vergleich 

 
Quelle: Borderstep 

Im Rahmen des Projektes fand seit Anfang 2020 ein intensiver Dialog mit der For-Future-Bewegung in 
Hannover, den Stadtwerken Hannover (enercity AG) sowie zahlreichen Kommunalpolitikerinnen und 
-politikern statt. Auch die Verwaltung der Landeshauptstadt Hannover und ihr Oberbürgermeister 
Belit Onay beteiligten sich an Gesprächen zur Wärmewende. Eine zentrale Rolle spielte das Bürger
begehren „hannover-erneuerbar“, welches mit dem Ziel der Abschaltung des KWK-Kohlekraftwerkes 
schon 2026 statt wie geplant 2030 erhebliche Dynamik in die Diskussion brachte. Vielfältige Anre
gungen aus diesem Dialog in Hannover sind in die folgenden Ausführungen eingeflossen.  

So wurde auch lokal deutlich, dass der Pfad der Verbrennung verschiedenster Stoffe von Abfall über 
Klärschlamm bis zu Biomasse oder grünem Gas das Nachdenken über die Wärmeversorgung absolut 
prägt. Wo es nicht brennt, wird es nicht warm, scheint eine in zahlreichen Köpfen fest verankerte 
Wahrheit zu sein. Die zahlreichen und sehr umweltfreundlichen und effizienten Low Exergy-
Technologien, die die Versorgung mit Raumwärme auf Basis von Wärmequellen niedrigerer Tempe
ratur leisten, haben es in diesem Umfeld schwer. Das folgende Kapitel 4 gibt daher einen knappen 
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Überblick über die verfügbaren Wärmepotenziale inklusive der Wärmequellen mit niedrigem Tempe
raturniveau. Kapitel 4 beleuchtet die Frage, wie die Wärmewende klarer auf die politische Agenda 
gesetzt werden kann und wie die Vermittlung des notwendigen Wissens erfolgen kann. Auch die 
zentralen und quer über alle Technologien wirkenden ökonomischen Instrumente und Exnovations
regeln werden erläutert.  

Kapitel 4.3 stellt die kommunale Wärmeplanung als notwendiges Instrument der Kommunalplanung 
vor, welches in Hamburg und Baden-Württemberg bereit verpflichtend vorgeschrieben ist. Kapitel 
6.2 erläutert diejenigen politischen Instrumente, mit denen einzelne Technologie gezielt skaliert 
werden können. Kapitel 8 beleuchtet wirtschaftliche und wirtschaftspolitische Aspekte.  
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3 Überblick über regenerative Wärmepotenziale  

Die folgende Abbildung fasst beispielhaft die Ergebnisse einer Wärmepotenzialanalyse für Deutsch
land (Clausen, 2020a, 2020b) zusammen. Sie zeigt, dass der in 2040 erwartete Wärmebedarf von ca. 
400 TWh/a auch nach Wegfall der fossilen Energieträger Erdgas, Heizöl und Kohle (in der Fernwärme) 
problemlos gedeckt werden kann, dass hierfür aber die augenblicklich vorhandenen Potenziale der 
populärsten nicht-fossilen Wärmequellen Biomasse, Power-to-Heat und Power-to-Gas nicht ausrei
chen. Die Diffusionspolitik für Wärmetechnologien muss deutlich breiter aufgestellt werden.   

Abbildung 3: Szenario zur Deckung eines Wärmebedarfs von 400 TWh für Heizung und Warmwasser in 2040 

 
 

Quelle: Borderstep auf Basis von Clausen (Clausen, 2020a, 2020b) 

Grundsätzlich sind diese Überlegungen anschlussfähig an weitere Studien, die ähnliche Konzepte 
erarbeitet haben. Namentlich sind dies die „Machbarkeitsstudie Kohleausstieg und nachhaltige 
Fernwärmeversorgung Berlin 2030“, (B E T Büro für Energiewirtschaft und technische Planung GmbH, 
2019), die aufgrund der hohen Berliner Flächenpreise allerdings die Solarthermie als zu teuer ein
stuft, die Studie „Wie werden Wärmenetze grün?“ (Agora Energiewende, 2019), das Positionspapier 
„Grüne Fernwärme der Deutschen Umwelthilfe (2020) und die Studie „Transformationsstrategien 
Fernwärme“ (AGFW e.V., 2014). Das Umweltbundesamt sieht ebenfalls eine steigende Bedeutung 
erneuerbarer Fernwärme sowie der regenerativen Wärmegewinnung auch in Einzelgebäuden und 
schlägt ein breites Instrumentenmix zur Förderung der Transformation vor (Engemann et al., 2021).  

Die Einschätzung, dass Wärmepumpen eine absolut unverzichtbare Bedeutung für die Beheizung des 
wenig verdichteten Gebäudebestandes spielen werden, findet sich in der Dena-Leitstudie „Integrier
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te Energiewende“ (Dena, 2018, S. Teil 8, 19) wie auch in der „RESCUE-Studie“ des Umweltbundesam
tes (2019) oder bei Quaschning (2016). Aber auch Großwärmepumpen spielen eine Rolle, um Ab
wärme z.B. aus Kläranlagen oder Umweltwärme wie z.B. aus Flüssen (Schwinghammer, 2012) als 
Nah- oder Fernwärme nutzbar zu machen.  

3.1 Wärmepotenziale zur Nutzung in Fernwärmenetzen 
Für die Substitution der fossilen Fernwärmeerzeugung gibt es mit der Nutzung von Abwärme wie 
auch der großen Solarthermie zwei Technologien, die hohe Potenziale mit vergleichsweise günstigen, 
zumindest aber kalkulierbaren Preisen verbinden. Die gegenwärtig noch niedrigen Produktionszahlen 
von Solarkollektoranlagen wie auch die Kapazität der Planung und des Baus von Fernwärmenetzen 
stellen aber deutliche Hürden für ein rasches Aufskalieren der Technologien dar. Umso wichtiger ist 
ein rascher Beginn des Ausbaus. Im Fall der Nutzung industrieller Abwärme besteht ein weiteres 
Hemmnis in dem Risiko, dass eine neu an das Wärmenetz angeschlossene Abwärmequelle versiegt, 
weil das betreffende Unternehmen einen Standort schließt oder in den Konkurs geht. Die im Ver
gleich zu Dänemark geringe Ausdehnung vieler Deutscher Fernwärmenetze führt zudem dazu, dass 
zur Erschließung industrieller Wärmequellen oft sehr lange Wärmeleitungen gebaut werden müssen.  

Unter Nutzung erneuerbaren Stroms lassen sich auch Quellen von Umweltwärme wie z.B. Flüsse, 
Seen oder unterirdische Aquiferen als Wärmequelle für Wärmenetze nutzen (Heidelberg Kohlefrei, 
2020). Schwinghammer (2012, S. 30ff) dokumentiert am Beispiel des Rathauses in Zürich eine Anlage 
zur Nutzung des Flusswassers im Limmat, die seit 1938 im Einsatz ist.   

Eine ebenfalls attraktive Wärmequelle stellt die tiefe Geothermie dar. Ein erhebliches Wärmepoten
zial ist mancherorts vorhanden und die Kosten der Gewinnung scheinen, abgesehen von der Risiko
frage, bezahlbar. Aber eben aufgrund des Fündigkeitsrisikos scheint der Bau solcher Anlagen weitge
hend zum Erliegen gekommen zu sein, während er sich in den Niederlanden (bei gelöster Risikofrage) 
im Aufwind befindet. Land oder Bund sollten engagiert die Absicherung des Fündigkeitsrisikos ange
hen und so den Weg für die wirtschaftliche Erschließung der tiefen Geothermie frei machen.  

Mit der Bioenergie und der Nutzung von Power-to-Heat stehen zwei weitere Potenziale zur Verfü
gung, die kurzfristig und problemlos genutzt werden können. Die Größe des Potenzials dürfte aber 
besonders bei Power-to-Heat begrenzt sein. Steigt die Nachfrage nach Power-to-Heat, könnte es 
auch mit Gratisstrom oder negativen Preisen irgendwann vorbei sein.2 Ähnlich ist die Lage mit der 
Bioenergie. Gegenwärtig scheint der vergleichsweise preisgünstige Kauf von Biomasse auch in gro
ßen Mengen kaum ein Problem zu sein. Wie es aber aufgrund der Auswirkungen des Klimawandels 
mittelfristig mit der Verfügbarkeit – und dann gleichzeitig auch mit den günstigen Preisen – weiter

 
2 Es ist zu ergänzen, dass Power-to-Heat unter der derzeitigen Umlagen- und Entgeltsystematik der Gesetzge
bung der Energiewirtschaft noch gar nicht attraktiv ist. Negativpreise und Gratisstrom existieren nur an der 
Strombörse. Stromverbraucher ohne Zugang zur Strombörse, egal ob privat oder gewerblich, sind aufgrund der 
Umlagen von solchen Anreizen noch komplett ausgeschlossen. 
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geht, ist zumindest unklar. Die Nutzung von Biomasse als Rückgrat einer nachhaltigen Wärmeversor
gung könnte eine Übergangstechnologie sein, ist aber mittel- und langfristig mit hohen Risiken und 
Nutzungskonkurrenzen verbunden. Durch die Nutzung dieser beiden Potenziale allein kann der Weg
fall fossiler Brennstoffe nicht ausgeglichen werden. Es muss darüber hinausgedacht werden.  

Für eine Reihe von Optionen der Speisung der Fernwärme mit regenerativer Wärme, z.B. der Nut
zung von Abwärme mit niedrigen Temperaturen, der Geothermie, aber auch der Umweltwärme mit 
Wärmepumpe oder der großen Solarthermie ist eine entscheidende Variable das Temperaturniveau 
im Fernwärmenetz. Das aktuelle Temperaturniveau von über 100°C im Vorlauf von vielen Fernwär
mesystemen ist für alle diese Lösungen nur bedingt geeignet. Eine Vorlauftemperaturabsenkung auf 
80 °C wäre anzustreben, damit der Kostenaufwand für den Betrieb von Wärmepumpen überschau
bar bleibt. Auch Teilnetze mit noch niedrigerer Temperatur sollten angedacht werden.   

3.2 Wärmepotenziale für Gebäude außerhalb vom Fernwärmenetz  
Die Gewinnung solarer Wärme im Gebäudebestand ist bereits serienreif. Etwa 15% des Warmwas
ser- und Raumwärmebedarfs lassen sich mit einigen Solarkollektoren auf dem Dach gewinnen. Über 
diesen kleinen Anteil hinaus wird aber die Wärmepumpe die zentrale Technologie zur Wärmeversor
gung von Häusern in wenig verdichteten Gebieten sein. Mit Blick auf die Tatsache, dass das Biomass
epotenzial weitgehend ausgeschöpft ist, verbleibt neben der Wärmepumpenheizung nur noch die 
nur sehr langfristig realistische Option, das vorhandene Gasnetz mit „grünem Gas“ zur Beheizung des 
wenig verdichteten Gebäudebestandes zu nutzen (Hanke-Rauschenbach, 2020).  

In Abhängigkeit von der Sanierung des Gebäudebestandes errechnet Quaschning (2016) am Beispiel 
eines Einfamilienhauses mit einem Wärmebedarf von 30.000 kWh/a (unsaniert) und 15.000 kWh/a 
(saniert) folgende Bedarfe an erneuerbar erzeugtem Strom (Quaschning, 2016) jeweils abhängig von 
der eingesetzten Technologie. 

Tabelle 1: Vergleich strombasierter Heizungstechnologien 

Technologie 

Notwendige 
Stromerzeugung 
pro saniertem 
Gebäude  

Fiktive Wärmekosten je saniertem 
Gebäude auf Basis eines Preises von 
Strom UND von „grünem Methan“ 
von 20 Cent/kWh  

Nationaler Bedarf an Strom 

Gebäude-
bestand 100% 

saniert 

Gebäude-
bestand 100% 
unsaniert 

 kWh/a €/a TWh/a TWh/a 

Power-to-Gas  
(Gas-Brennwert) 23.000 2.400 383 767 

Power-to-Gas  
(Gas-KWK) 

Brutto 38.000,  
Netto 28.000 2.900 467 933 

Wärmepumpe 
(COP 3) 5.000 1.000 83 167 

Quelle: Aus Basis von Quaschning (2016), Perner (Perner, Unteutsch & Lövenich, 2018, S. 13, 26,) Kostenschät
zung durch Borderstep 
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Aufgrund des hohen Strombedarfs und der aufwendigen Gasproduktion läuft die Kostenschätzung 
auf extrem hohe Kosten sämtlicher Varianten von Power-to-Gas-Lösungen in der Wärmeversorgung 
hinaus. Hinzu kommen die Kapazitätsprobleme der Herstellung von grünem Gas (Clausen, 2020a).  

Erfolgt die Verteilung der durch eine Wärmepumpe erzeugten Wärme durch warme Luft, also eine 
Warmluftheizung ähnlich einer Klimaanlage, dann lassen sich auch schlechter gedämmt Häuser mit 
Wärmepumpe heizen. Viele solche Anwendungen in Schweden, Kanada und Neuseeland belegen, 
zwar, dass auch schlechter isolierte Gebäude mit Wärmepumpe erwärmt werden können, aber die 
Jahresarbeitszahl sinkt oft auf 2 bis 2,5 ab und das Verfahren kann Komforteinbußen nach sich ziehen 
(Clausen, 2020a, S. 9f). 

Erweitert man den Blick über die Heizung eines Einzelgebäudes hinaus auf Energiespeicherung und 
Spitzenlast, ergeben sich auch für KWK Einsatzmöglichkeiten, wenn auch von sehr begrenztem Um
fang. Dies hängt mit der Netzstabilität im Stromnetz zusammen. Denn wenn viele Wärmepumpen 
installiert werden, ist damit zu rechnen, dass in einer kalten Winterwoche alle diese Wärmepumpen 
gleichzeitig betrieben werden. Im Stromnetz nimmt dadurch die Höchstlast zu, jedes installierte 
Wärmepumpen-GW3 muss dabei teuer durch ein GW an gesicherter Erzeugungsleistung, im EE-
Zeitalter also teurer Speicherkapazität, abgedeckt werden, denn die Jahresspitzenlast tritt jedes Jahr 
im Winter aufgrund von temperatursensitiver Last auf.  

3.3 Der Weg zur Realisierung 
Die Analyse der Wärmepotenziale zeigt, dass es Möglichkeiten erneuerbarer Wärmeversorgung so
wohl für Gebiete mit wie auch für Gebiete ohne Fernwärmeversorgung gibt:  

▪ Für Gebiete ohne Fernwärmeversorgung stehen die Sanierung des Gebäudebestandes und die 
Heizung durch Wärmepumpe an erster Stelle der Optionen. 

▪ Für Gebiete mit Fernwärmeversorgung bietet sich die Erschließung von Abwärmequellen, der 
Bau großer Solarthermieanlagen und in weiten Teilen Norddeutschlands die Geothermie an. Er
gänzend können die Umweltwärme, Abfallverbrennung und auch Biomasse Beiträge leisten.  

Um diese Wärmequellen zur Wärmeversorgung nutzen zu können, sind eine ganze Reihe von politi
schen Aktivitäten erforderlich. Zunächst aber gilt es, die Wärmewende als wichtiges Thema auf allen 
politischen Ebenen auf die Agenda zu setzen und Wissen darüber zu vermitteln, wie diese komplexe 
Aufgabe langfristig bewältigt werden kann. Zusätzlich sind die grundsätzlichen ökonomischen und 
ordnungsrechtlichen Rahmenbedingungen so weiter zu entwickeln, dass sie eine transformative 
Wirksamkeit entwickeln können.  

Die Herausforderung der Wärmewende ist dabei groß. Die folgende Grafik zeigt am Beispiel der Lan
deshauptstadt Hannover die Fortschritte in der Gebäudeenergieeffizienz von 1990 bis 2021 und die 
Herausforderung der Umstellung der wenig verdichteten Gebäude primär auf Wärmepumpen und 
der starken Ausweitung der Gewinnung regenerativer Energien für das Wärmenetz.   

 
3 Gigawatt. 
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Abbildung 4: Szenario zur weiteren Steigerung der Gebäudeenergieeffizienz und zur regenerativen Deckung 
des Restbedarfs an Wärme am Beispiel der Landeshauptstadt Hannover 

 
Quelle: Borderstep 

In der Konsequenz muss parallel an den drei großen Themen Gebäudeenergieeffizienz, regenerative 
Wärmeversorgung von Einzelgebäuden und regenerative Wärmeerzeugung für das Fernwärmenetz 
gearbeitet werden.  

 
Die Kosten der Transformation 

Die Kosten einer Umstellung der Wärmeversorgung von fossilen zu erneuerbaren Quellen werden 
erheblich sein. So errechnete Clausen (2012, S. 26) für den Anschluss eines Gebäudes an ein ländli-
ches Wärmenetz Kosten von ca. 20.000 €. Im Umfeld verdichteter Wohngebiete wurden im Kontext 
der Diskussion zur Wärmewende in Hannover aktuell Kosten für Netz und zusätzliche Wärmeerzeu-
gungsanlagen für erneuerbare Wärme von ca. 25.000 € pro Gebäude genannt. Nach Realisierung 
solcher Maßnahmen würde im Gebäude selbst kein fossiler Wärmeträger mehr benötigt. 

Bei der Sanierung von Einzelgebäuden ist eine De-Fossilisierung z.B. möglich, indem systematische 
Maßnahmen zur Gebäudeenergieeffizienz wie Dämmung und neue Fenster mit Maßnahmen zur 
Energiegewinnung wie Dachflächen-Photovoltaik und Einbau einer Wärmepumpe verknüpft werden, 
wie dies z.B. im seriellen Sanieren realisiert wird. Die Kosten für das serielle Sanieren liegen gegen-
wärtig in der Größenordnung von 60.000 bis 80.000 € pro Reihenhaus (Green Alliance, 2019, S. 15). 
Im Vergleich dürfte es mittelfristig deutlich preiswerter sein, Gebäude an ein regenerativ versorgtes 
Fernwärmenetz anzuschließen als Gebäude einzeln so zu sanieren, dass eine fossilfreie Wärmever-
sorgung möglich ist.  

Eine kostenbewusste Lokalpolitik sollte daher auch im Interesse der Bürgerinnen und Bürger den 
Neubau von nicht-fossilen Wärmenetzen vorantreiben und dort, wo diese schon vorhanden sind, den 
Ausbau und die Verdichtung solcher Wärmenetze durch eine Anschluss- und Benutzungspflicht reali-
sieren. 
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4 Richtungssicherheit schaffen  

Die Ausgangsposition für eine zielgerichtete und effektive Wärmepolitik ist schlecht. Nicht nur das 
Ausmaß der Transformation der Wärmeversorgung weg von den fossilen Energieträgern und hin zu 
regenerativen Energien und mehr Effizienz ist nur wenigen Akteuren in der Gesellschaft bewusst, 
auch Einigkeit über die notwendigen Technologien ist nicht vorhanden. Zudem kursieren Wunschvor
stellungen der Heizöl- und Erdgaswirtschaft, die von einer Zukunftsfähigkeit stofflicher Energieträger 
in der Wärmeversorgung ausgehen.4 Weitere Kontroversen bestehen rund um das Ausmaß einer 
sinnvollen Nutzung von Biomasse, zur Frage der absoluten Priorität von Effizienzfortschritten gegen
über der Versorgung mit erneuerbarer Wärme, zur Rolle der Wärmepumpe und anderem mehr.  

Die hohe technische und sozioökonomische Komplexität von Systeminnovationen ist genuin mit ho
her Unsicherheit über den „richtigen technologischen Pfad“ verbunden. Der Umbau des gesamten 
vernetzten Systems der Wärmeversorgung ist deutlich komplexer als z.B. der Wechsel bei einer Ein
zeltechnologie wie der Umstellung vom Verbrenner zum batteriebetriebenen Elektroauto. Die Schaf
fung von Richtungssicherheit wird daher parallele Handlungsstränge umfassen und nur schrittweise 
vorangehen können.  

Zum einen geht es darum, die Wärmewende auf die Agenda zu setzen (vgl. Kapitel 4.1). Nur wenn es 
gelingt, die Frage einer nachhaltigen Wärmeversorgung als wichtiges Thema auf die gesellschaftliche, 
wirtschaftliche und politische Agenda zu setzen, kann eine Auseinandersetzung über die richtigen 
Wege und Maßnahmen überhaupt geführt werden. Aktuelle gab es aufgrund der Proteste der 
FridaysForFuture-Bewegung in 2019 zwar diesbezüglich Fortschritte, aber noch keinen endgültigen 
Durchbruch. 

Zum zweiten ist das Wissen zur Wärmewende einerseits weiterzuentwickeln und andererseits zu 
verbreiten (vgl. Kapitel 4.2). Weiterzuentwickeln ist es z.B. dort, wo die Erfahrungen mit einzelnen 
Lösungen noch selten und damit unsicher sind. Wie genau kann eine kommunale Wärmeplanung so 
durchgeführt und durch intelligente Digitalisierung unterstützt werden, dass möglichst viele Kommu
nen rasch einen klaren Plan für „ihre“ Wärmewende machen können? Wie genau können auch in 

 
4 Auf einer Seite mit Ölpreisinformationen ist z.B. der folgende Mythos zu lesen: „Heizöl und Kraftstoffe werden 
in Zukunft synthetisch und nahe an 100% klimaneutral hergestellt werden. Dabei kann die gesamte Infrastruk
tur bestehen bleiben, von der Ölheizung (die mit Green-Fuels arbeitet), über Verbrennungsmotoren (womit wir 
dann klimaneutral fahren), bis hin zu den Tankstellennetzen. Die Technologie ist da, aber die Politik ist in der 
Klimapolitik träge und zu schmalspurig!“ (Tecson, 2021). Gerhards et al. (2021, S. 27) argumentieren dagegen: 
„Deshalb ist die Verwendung von grünem Wasserstoff und daraus erzeugten synthetischen Energieträgern nicht 
in allen Bereichen sinnvoll, in denen es technisch möglich ist. Insbesondere für den Einsatz bei der Raumwärme 
und im Individualverkehr sind Lösungen mit Wärmepumpe und Wärmespeicherung sowie batterieelektrische 
Fahrzeuge in der Regel sinnvoller (und günstiger) als die Nutzung von Wasserstoff oder daraus erzeugten Brenn- 
bzw. Kraftstoffen, da diese aufgrund höherer Umwandlungsverluste ineffizienter bleiben.“ Ähnlich klar äußert 
sich das Öko-Institut (2021) in der für die Stiftung Klimaneutralität ausgearbeiteten „Wasserstoffstrategie 2.0.“ 
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Deutschland solarthermische Großanlagen und Saisonalspeicher einen relevanten Anteil zur Wärme
versorgung leisten? Aber die rein wissenschaftlich-technische Klärung von Sachverhalten reicht nicht 
aus. Die technischen Optionen und die ökonomischen und politischen Möglichkeiten müssen an die 
Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft und die Politik auf allen Ebenen vermittelt werden, damit 
Einigkeit darüber herrschen kann, mit welcher Technologie bzw. mit welchem System wir eine nach
haltige Wärmeversorgung erreichen können.  

Zum dritten ist durch bundesstaatliche Regelungen die CO2-Abgabe zu erhöhen und „das System der 
staatlich geregelten Energiepreis-Bestandteile grundlegend zu reformieren“ (Bundesrechnungshof, 
2021, S. 7). Weiter bedarf es neuer Vorschriften, die dem Einbau von Anlagen fossiler Wärmeversor
gung nicht nur im Neubau, sondern auch im Gebäudebestand ein möglichst rasches Ende setzen. 

4.1 Die Wärmewende auf die Agenda setzen 
Ein zentrales Problem der Wärmewende ist, dass sie zwar von der klimapolitischen Notwendigkeit 
her begriffen wird, dass das Ausmaß der im Kontext der Wärmewende notwendigen Transformatio
nen aber weder von der Bevölkerung noch der Politik her verstanden wird oder auch nur bekannt ist. 
Nachdem in Dänemark der Neueinbau von Öl- und Gasheizungen seit Jahren verboten ist und auch 
ihr Ersatz nur in bestimmten Fällen zulässig ist, ist der konkrete Ausstieg Deutschlands aus der Nut
zung fossiler Energien zur Wärmeerzeugung für viele Menschen im Lande noch unvorstellbar. In ei
ner Befragung der Verbraucherzentrale (2013) wird z.B. erkennbar, dass die Energiewende primär 
mit einer Umstellung der Stromversorgung assoziiert wird. Nur 20 % der Befragten finden es klar 
sinnvoller, sie auch auf Wärmeversorgung und Mobilität auszuweiten.  

Im Rahmen unserer Begleitforschung zum Wärmewendeprozess in Hannover war zu beobachten, 
dass sowohl in den Kreisen der Klimabewegung wie in verschiedenen politischen Parteien und bei 
Kommunalpolitikern nur wenig Kenntnisse über die konkrete Umsetzung der Wärmewende vorhan
den sind. Die fundamentalen Änderungen, die zur Defossilisierung der Wärmeversorgung mit einem 
kombinierten Kohle, Heizöl- und Erdgasausstieg erforderlich sind, sind kaum einem Akteur bewusst. 
Insbesondere fehlen Kenntnisse zu Low Exergy-Technologien wie Abwärmenutzung, Umweltwärme, 
Solarthermie, Geothermie und saisonaler Wärmespeicherung. Als Optionen sind eher die Verbren
nung von Abfall und Biomasse sowie die Verbrennung von grünem Wasserstoff in den Köpfen veran
kert. Allgemein bekannt scheint zu sein, dass es nur dort, wo es brennt, warm werden kann. Ein er
hebliches Problem besteht darin,  dass ausgerechnet die beiden in den Köpfen bereits angekomme
nen Optionen aufgrund zu geringer Potenziale langfristig wohl nur eine Nebenrolle bei der Wärme
wende spielen können (Clausen, 2020a; Gerhards et al., 2021; Öko-Institut e.V., 2021).  

In einem ersten Schritt ist es daher notwendig, das Thema Wärmewende mit seinen wesentlichen 
Konsequenzen klar erkennbar auf die politische und gesellschaftliche Agenda zu setzen. Dies kann 
sich aber nicht nur darauf beschränken, den CO2-Preis zu erhöhen und darauf zu hoffen, dass die 
Wärmeversorgungsunternehmen und die Hausbesitzenden einen Ausweg finden. Denn die in der 
Bevölkerung bekannte Gebäudeeffizienzstrategie reicht allein nicht aus, um das Ziel der Klimaneutra
lität in 2050 oder gar früher zu erreichen. Parallel ist ein Schwenk von fossilen Wärmequellen zu 



 

 

14 

 

nicht-fossilen Wärmequellen erforderlich. Auch um zu vermeiden, dass alle Kommunen, Energiever
sorger und Hausbesitzenden sich auf die geringen Potenziale nicht-fossiler Brennstoffe stürzen, ist 
eine groß anlegte Informationskampagne mit dem Fokus auf Low-Exergy Technologien erforderlich.  

Als Vorbilder können sowohl die Stromwende wie auch die Transformation der Antriebstechnologie 
von PKW weg vom Verbrenner und hin zu „Elektro“ dienen. Diese beiden Transformationen sind 
dabei, in der Bevölkerung „anzukommen“.  In der Stromwende ist dies das Ergebnis von 30 Jahren 
Ausbau von Windkraft und Solarenergie, bei den PKW-Antriebtechnologien Ergebnis des Dieselskan
dals, jahrelanger Debatten über Fahrverbote, einer wirksamen EU-Klimastrategie für PKW sowie seit 
Anfang 2020 wöchentlicher ganzseitiger Zeitungsartikel über ein ständig wachsendes Angebot von 
Elektrofahrzeugen und hoher Werbeaufwendungen der Hersteller.  

4.2 Wissen zur Wärmewende weiterentwickeln und verbreiten 
Die Vermittlung von Grundlagenwissen über Technologien wie auch politische Instrumente der 
Wärmewende ist wichtig, aber wer soll sie leisten?  Wie die Ergebnisse des Vorhabens GO zeigen, 
können z.B. die Klimaschutz- und Energieagenturen der Bundesländer und Regionen eine wichtige 
Funktion in der Umsetzung und Verstetigung langfristiger Transformationsprozesse übernehmen. 
Aufgrund verschiedener struktureller Bedingungen (z.B. Abhängigkeit der Agenturen von den jeweili
gen kommunalen oder landespolitischen Entscheidungsträgern), ist deren Transformationsrolle aber 
gerade in frühen Transformationsphasen (Agendasetting, Festlegung mittel- und langfristiger Zielset
zungen, strategische Entscheidungen über aussichtsreiche Technologiepfade und Systemverände
rungen) sehr beschränkt. Wie die Fallanalyse zur Wärmewende in Hannover zeigte, können in diesen 
frühen Phasen engagierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine wesentliche Rolle spielen. 
Daher wird hier in Bezug auf die Weiterentwicklung und Verbreitung von Wissen zur Wärmewende 
ein „Scientists in Transition Action Plan“ vorgeschlagen. 

 
Scientists in Transition Action Plan (STAP) 

Wie die Fallstudie zur Wärmewende in der Stadt Hannover zeigte, können engagierte Wissenschaft
ler und Wissenschaftlerinnen eine wesentliche Promotorenrolle in Transformationsprozessen über
nehmen und durch verschiedene Governance-Mechanismen zur Beschleunigung und zum Erfolg ra
dikaler Systemtransformationen beitragen. Dies ist nicht nur darauf zurückzuführen, dass sie wissen
schaftlich fundierte Daten und Fakten in den Diskurs einbringen können, sondern auch über ein er
hebliches Maß an Glaubwürdigkeit und fachlicher Autorität verfügen, die bei den meisten Entschei
dungsträgern und Stakeholdern anerkannt und geschätzt werden. Dadurch können sie in besonderer 
Weise alternative Handlungsoptionen und Lösungsstrategien aufzeigen und legitimieren, fachliche 
Beratungskapazität einbringen und zu einem sachlich fundierten Dialog beitragen. So tragen sie zur 
geistigen und politischen „Rahmung“ (Framing) des Transformationsprozesses bei, sorgen für Legiti
mität für bestimmte Technologie- und Handlungsoptionen und geben den Entscheidungsträgern und 
Stakeholdern Richtungssicherheit. 
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Die beobachtete Promotorenrolle, die engagierter Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler über
nehmen, ist intrinsisch motiviert, wird in aller Regel ehrenamtlich und unbezahlt ausgeübt und geht 
weit über deren offizielle Stellenbeschreibungen und Ämterfunktionen hinaus. Da sie ihr Know-how 
und ihr Engagement überwiegend ehrenamtlich und als unbezahltes „Nebenamt“ einbringen, stößt 
diese Art der selbstorganisierten und spontanen Rolle als wissenschaftlicher Promotor der Transfor
mation allerdings an Kapazitäts- und Ressourcengrenzen. Unter Governance-Gesichtspunkten stellt 
sich vor diesem Hintergrund die Frage, wie sich die Transformationskraft engagierter Wissenschaftle
rinnen und Wissenschaftler systematisch für radikale Umbauprozesse nutzen lässt und wie sie in 
ihrer Rolle im Rahmen staatlicher Transformationsstrategien aktiv unterstützt werden können. Hier 
bietet sich ein „Scientists in Transition Action Plan“ an, für den z.B. die folgenden zwei Maßnahmen 
vertiefend geprüft werden sollten: 

(1.) Förderprogramm „Scientists in Transition“: Ein Förderprogramm „Scientists in Transition“, das 
z.B. vom BMBF aufgelegt werden könnte, fokussiert auf die befristete bzw. anteilige Freistellung und 
Förderung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen, die sich mit ihrem Know-how in ausgewählte regionale oder nationale 
Transformationsprozesse einbringen wollen und zur Erreichung der staatlich gesetzten Klimaschutz
ziele oder anderer Nachhaltigkeitsziele beitragen. Ein solches Förderprogramm adressiert die Trans
ferfunktion von Wissenschaft und die sogenannte „Third mission“ von Hochschulen. Gerade für 
Handlungsfelder wie den schnellen und radikalen Umbau der Wärmeversorgung auf Klimaneutralität 
und 100% erneuerbare Energien, kann ein solches Programm eine wichtige Impuls- und Beschleuni
gungsfunktion übernehmen und die im Rahmen von AP 2 identifizierte Promotorenrolle von enga
gierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern stärken. 

(2.) Science Transition Service Centers: Um den besonderen Beitrag, den unabhängige, fachlich aus
gewiesene und engagierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in Transformations- und Struk
turwandelprozesse einbringen können, kann als innovativer Governance-Mechanismus eine neuarti
ge Institution eingerichtet und dauerhaft betrieben werden, die als „Science Transition Service Cen
ters (STSCs)“ gekennzeichnet werden kann. Diese neue Institution soll dazu dienen, die Unterstüt
zung von Transformationsprozessen durch engagierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu 
verstetigen und für die Entscheidungsträger und Stakeholder in kommunalen, regionalen oder natio
nalen Transformationsprozessen, z.B. zur Wärmewende, für den Kohleausstieg usw., eine transfor
mationsbezogene Anlaufstelle zu schaffen. Die STSCs sollten insbesondere kommunale und regionale 
Transformationsprozesse unterstützen und daher ortsnah angesiedelt sein. Denkbar wäre z.B. ein 
Netzwerk von 10 bis 15 regionalen STSCs in Deutschland, die fachlich unterschiedlich breit aufgestellt 
sein können und ggf. temporär oder dauerhaft fachliche Schwerpunkte ausbilden, z.B. als „Informati
onszentrum Wärme“. Anders als z.B. das Büro für Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bun
destag, das eine wissenschaftliche Politikberatung für den Deutschen Bundestag übernimmt und vor 
allem die Potenziale und Auswirkungen wissenschaftlich-technischer Entwicklungen umfassend und 
vorausschauend analysiert, übernehmen STSCs gezielt Aufgaben für die Unterstützung und Be
schleunigung von regionalen und kommunalen Transformations- und Strukturwandelprozessen. Kon
kret übernehmen sie eine Impulsfunktion (Alternativen/Lösungspotenziale aufzeigen) und eine Ori
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entierungsfunktion (Fakten und Szenarien liefern). Für ihre Wirksamkeit müssen sie evidenzbasiert, 
proaktiv, kritisch und unabhängig arbeiten und mit einem für die Zielgruppen gut verständlichen 
Wissenschaftskommunikationskonzept ausgestattet sein. Die STSCs sollen auch nicht allein politi
schen Mandatsträgern zur Verfügung stehen, sondern alle gesellschaftlichen Gruppen adressieren, 
die sich für die Erreichung demokratisch gesetzter Nachhaltigkeits- und Transformationsziele einset
zen. Die Finanzierung sollte ihre Unabhängigkeit von den Entscheidungsträgern und Stakeholdern in 
den Regionen sicherstellen und langfristig angelegt sein. Die hier vorgeschlagene neuartige Instituti
on der STSCs ist nicht mit dem Konzept des „Wissenschaftsladens“ zu verwechseln. Das primäre Ziel 
von Wissenschaftsläden, von denen es weltweit ca. 75 gibt, ist es, Anfragen von Bürgern in Wissen
schaft und Forschung hineinzutragen sowie Ergebnisse der Wissenschaft für Bürger verständlich auf
zubereiten, sodass diese sich kompetent engagieren können. Das primäre Ziel von STSCs ist es dahin
gegen, engagierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Hochschulen und außeruniversitä
ren Wissenschaftseinrichtungen darin zu unterstützten, ihr Know-how gezielt in ausgewählte Trans
formations- und Strukturwandelprozesse einzubringen und diese in ihrer diesbezüglichen Promo
torenrolle zu stärken. 
 

Alle Akteure, die sich in der Vermittlung von Informationen über Mittel und Wege der Wärmewende 
engagieren wollen, müssen bereit und in der Lage sein, nicht nur Wissensdefizite zu beheben und 
gute Lösungen bekannt zu machen und zu empfehlen, sondern auch Mythen zu entlarven und fal
schen Perspektiven entgegen zu wirken. Insbesondere für die moderne Presse ist dies eine Heraus
forderung, da kaum eine Redaktion noch über hinreichend Zeit für eine kritische Recherche verfügt.  

Die Wissenschaft wie auch die anderen Akteure der Wissensvermittlung sind gefordert, zielgruppen
gerechter und intensiver zu kommunizieren und dabei zusätzlich zu beachten, dass wichtige Men
schen in Politik und Unternehmen oft quasi einzeln informiert werden müssen. Selbst Politikerinnen 
und Politiker in Kommunalparlamenten haben oft keine Zeit, um Veranstaltungen zu besuchen oder 
lange Schriften zu lesen. In Gesprächen und durch Vorträge vor Parteigremien oder Fraktionen lassen 
sich ihnen komplexe Informationen besser vermitteln.  

4.3 Kommunale Wärmeplanung für lokale Richtungssicherheit 
Die kommunale Wärmeplanung wird zunehmend in der Energiepolitik als zentrales Instrument wahr
genommen. In Hamburg und Baden-Württemberg ist sie schon gesetzlich vorgeschrieben, in Schles
wig-Holstein ist ein Gesetz in Vorbereitung. Was aber versteckt sich hinter dem Begriff? Eine treffen
de Charakterisierung der kommunalen Wärmeplanung findet sich beim Verband kommunaler Unter
nehmen (VKU, 2018, S. 27): 

„Die Wärmewende ist kleinteilig, weil sie die speziellen örtlichen Verhältnisse berücksichti
gen muss. Zugleich muss das große Ganze im Blick bleiben. Und es müssen aufgrund der 
Langlebigkeit der Technologien „Lock-in“-Effekte vermieden werden. Der holistische Ansatz 
der kommunalen Wärmeplanung adressiert diese Herausforderungen. Er zeigt auf die 
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Kommune zugeschnittene Pfade in eine kosteneffiziente, versorgungssichere und klima
freundliche Zukunft der Wärmeversorgung auf.“ 

Die kartografischen Informationen in den Wärmeplänen sind die Grundlage für die Planung von Än
derungen oder Erweiterungen der bestehenden Energieinfrastruktur. Auf Basis des Wärmeplans ge
nehmigt die Verwaltung geplante Änderungen des Erdgas- oder Fernwärmenetzes oder lehnt sie ab. 
Auf Basis der Wärmepläne können Kommunen eine Anschluss- und Benutzungspflicht an das Fern
wärmenetz verfügen, wie sie auch nach dem neuen Gebäudeenergiegesetz möglich ist (Die Bundes
regierung, 2020a). Ein kommunaler Wärmeplan kann, wie Bebauungs- und Flächennutzungspläne 
bzw. mit diesen zusammen, die Planungsgrundlage für eine klimaorientierte Stadtentwicklung wer
den. Aber erst gegenwärtig kommt die Wärmeplanung in den Planungsämtern und bei den Kommu
nalpolitikerinnen und Kommunalpolitikern als wesentliche Aufgabe der Kommune nach und nach an.  

Die jahrzehntelange Anwendung der kommunalen Wärmeplanung in Dänemark zeigt deutlich ihre 
Bedeutung für eine nicht nur kostengünstige, sondern auch umweltfreundliche Wärmeversorgung 
(Clausen, Benne & Hinterholzer, 2021). Das Beispiel Dänemark zeigt, dass die kommunale Wärme
planung sowohl ökonomisch wie auch ökologisch nicht nur sinnvoll, sondern auch unbedingt erfor
derlich ist (Clausen et al., 2021).  

Als vielversprechende Arbeitshilfe dürfte sich der Handlungsleitfaden „Kommunale Wärmeplanung“ 
des Landes Baden-Württemberg erweisen (Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
Baden-Württemberg, 2021). Der Leitfaden informiert detailliert über die Inhalte des kommunalen 
Wärmeplans, das Vorgehen zur Ausarbeitung der kommunalen Wärmewendestrategie sowie die 
Integration des kommunalen Wärmeplans in die Stadtentwicklung. Der Leitfaden sieht die Wärme
planung als kommunale Aufgabe, zu der die Stadtplanung und -entwicklung, die Fachgebiete Klima
schutz und Energie, das kommunale Energiemanagement und die Stadtwerke und Eigenbetriebe 
kooperativ beitragen können.  

Mit Blick auf die Ortsgebundenheit der Wärmeverbraucher, aber auch von Wärmequellen wie Ab
wärme oder tiefengeothermischer Wärme sowie mit Blick auf die Flächenbedarf für die Errichtung 
von Wärmenetzen oder großen Solarthermieanlagen, sollte die Pflege des Wärmeplans ein kontinu
ierlicher Prozess der Stadtverwaltung sein. Für die Wärmeplanung gibt es zahlreiche Datenquellen, 
aber auch innovative Methoden der Datengewinnung und Softwarelösungen. Mit Hotmaps gibt es 
z.B. eine Open Source (und damit für Kommunen finanzierbare) Planungssoftware. Als damit zusam
menhänge Datenquelle steht der Pan European Thermal Atlas zur Verfügung (Clausen et al., 2021). 
Die Pflicht zu einer solchen Wärmeplanung kann aufgrund von Vorschriften des Grundgesetzes nur 
durch die Bundesländer vorgeschrieben werden (Agora Energiewende, 2019, S. 27), wie dies in Ham
burg und Baden-Württemberg bereits geschehen ist.   

Für die Richtungssicherheit der Wärmewende ist die kommunale Wärmeplanung von zentraler Be
deutung, denn sie grenzt Gebiete, in denen die Wärmeversorgung langfristig für alle bzw. die meis
ten Gebäude durch Wärmenetze erfolgen wird, von Gebieten ab, in denen jedes Gebäude für sich 
mit dem Ziel der Klimaneutralität entwickelt werden muss.  
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5 Innovation und Nischenentwicklung 

Zahlreiche Technologien die für die Wärmewende eine zentrale Rolle spielen sind bereits fertig ent
wickelt und vielfach erprobt. Für diese Technologiegruppe liegt die Herausforderung für die Politik 
darin, für ihre Verbreitung (Diffusion) und die Durchdringung der Massenmärkte zu sorgen.  

Einige zentrale Schlüsselinnovationen müssen aber noch serienreif gemacht bzw. produktionstech
nisch verbessert werden. So erscheint es aus Sicht eines Branchenkenners z.B. denkbar, dass mit den 
Mitteln von Industrie 4.0 im Zuge der weiteren  Skalierung die Produktionskosten von Wärmepum
pen deutlich gesenkt und ihre Diffusion so beschleunigt werden kann (Clausen & Hinterholzer, 2017, 
S. 16). Die Technologie des seriellen Sanierens ist dagegen in Deutschland noch nicht serienreif. Sie 
ist aber von hoher Bedeutung für die weitere Steigerung der Sanierungsrate, da sie langfristig nicht 
nur eine preiswerte Null-Energie-Sanierung verspricht sondern auch den Einsatz der in der Bauwirt
schaft knappen Arbeitskräfte durch einen hohen Automatisierungsgrad effizient gestaltet.  

5.1 Serielles Sanieren auf Null-Energie Standard 
Mit dem seriellen Sanieren wird eine hochdigitalisierte und schnelle Sanierungsmethode für Be
standsgebäude entwickelt, die auf ein über das Jahr bilanziell klimaneutrales Gebäude zielt und die
ses warmmietenneutral realisieren möchte (Deutsche Energie-Agentur GmbH, 2017). Nun weist al
lerdings die Baubranche in Deutschland zwischen 2005 und 2020 kaum einen wahrnehmbaren Zu
wachs der Produktivität auf und zeigt sich sowohl in der Finanzkrise 2008 wie auch in der Corona-
Krise 2020/21 erstaunlich krisenfest (Statistisches Bundesamt (DESTATIS), 2021, S. 77). Seit 2017 
ermittelt das ifo Institut (2021) einen deutlich überdurchschnittlichen Geschäftslageindex. Eine sol
che gute Geschäftslage hemmt offenbar die Innovationslust und die eher langsamen Fortschritte bei 
den Projekten des seriellen Sanierens sind vor diesem Hintergrund zwar verständlich, klimapolitisch 
aber wenig wünschenswert. Die öffentliche Hand fördert ein Projekt der Dena zum seriellen Sanieren 
seit 2017 (Deutsche Energie-Agentur GmbH, 2017), im Vergleich zur Förderung zur Elektromobilität 
sind die Investitionen aber klein. Während Staat und Wirtschaft zusammen gegenwärtig ca. 180 Mrd. 
€ an Investitionen für das elektrische Fahren angekündigt haben, liegen die entsprechenden Investi
tionen in das serielle Sanieren um mehr als den Faktor 1.000 darunter (Clausen, 2021). Vor dem Hin
tergrund der Tatsache, dass der deutsche Markt für das serielle Sanieren durchaus in der Größen
ordnung von 20 % des deutschen Marktes für elektrische Automobile liegen dürfte, ist dies eine sehr 
kleine Summe (Clausen, 2021). Auch mit Blick auf den Arbeitskräftemangel in der Baubranche sollte 
das serielle Sanieren als Baustein der Gebäudeeffizienzstrategie neu bewertet und die Förderung neu 
konzipiert werden.  
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6 Den Pfadwechsel durch die Förderung der Diffusion neuer Lö
sungen und klare Exnovationsregeln einleiten  

Die Verbreitung von Technologien zur Nutzung erneuerbarer Wärme kann von staatlichen und priva
ten Akteuren mit einem Spektrum verschiedener Instrumente unterstützt oder eingeschränkt wer
den. Das BMWi  hat aktuell in Szenarien untersuchen lassen, wie sich die im Klimaschutzprogramm 
2030 geplanten Instrumente auf die Erreichung  der Klimaziele 2030 auswirken würden (Prognos AG, 
2020). Da sich mit dem beschlossenen Programm diese Ziele nicht erreichen lassen, schlägt die Stu
die als neues übergreifendes Instrument ergänzend zum CO2-Preis die Einführung einer Wärmeumla
ge vor. „In Anlehnung an das EEG könnte damit im Wärmebereich die Erzeugung von erneuerbarer 
Wärme gefördert werden“ (Prognos AG, 2020, S. 14). Zunächst sei an dieser Stelle aber auf drei zent
rale politische Instrumente verweisen, mit denen ein richtungssicheres Nachdenken über nicht-
fossile Optionen der Wärmeversorgung angeregt und das Handeln in diese Richtung gefördert wer
den kann: Die CO2-Bepreisung, eine jüngst auch vom Bundesrechnungshof eingeforderte Reform des 
Strommarktdesigns sowie zentrale ordnungsrechtliche Vorschriften zur Exnovation. 

6.1 Instrumente mit breiter Wirkung 

6.1.1 CO2-Bepreisung 
Die CO2-Bepreisung wird von der Mehrheit der mit dem Klimaschutz beschäftigten Ökonomen als 
Instrument zur Dekarbonisierung empfohlen (Carbon Pricing Leadership Council, 2019; Somanathan, 
Sterner & Sugiyama, 2014). Die Wirkung eines CO2-Preises konnte speziell auch in den Fallstudien zur 
Wärmeversorgung in Schweden und Dänemark gezeigt werden (Clausen & Beucker, 2019a, 2019b). 
Das Umweltbundesamt schätzt, dass eine in Deutschland ausgestoßene Tonne CO2 etwa 180 € an 
Schäden für Mensch und Umwelt verursacht. Nordhaus schätzt in seiner Nobelpreisvorlesung die 
Folgekosten für 2020 sogar auf 275 $/t CO2 (Mattauch et al., 2020).  

Mit Blick auf einen nationalen CO2-Preis für den Wärme- und Verkehrssektor, empfehlen Edenhofer, 
Flachsland, Kalkuhl, Knopf und Pahle (2019) einen Einstiegspreis von 50 €/t, der auf 130 €/t in 2030 
gesteigert werden sollte. Der ab 2021 in Deutschland geltende CO2-Preis von 25 € pro Tonne CO2 (Die 
Bundesregierung, 2019) ist damit noch zu niedrig, um schnell wirksame Änderungen zur Folge zu 
haben. Erst wenn bestimmte Schwellwerte des CO2-Preises überschritten werden, ab denen sich 
Investitionsrechnungen verändern, rechnen Edenhofer et al. (2019) mit deutlich stärkeren Mengen
reaktionen. 

Mit Blick auf die Wärmeversorgung ist die CO2-Bepreisung daher ein Steuerungsinstrument, das den 
Preis klimaschädlicher fossiler Energien steigen lässt, wohingegen sich der Preis klimafreundlicher 
Energien wie z.B. Solarenergie nicht verändert. Sie erhöht damit die (relative) Wettbewerbsfähigkeit 
klimafreundlicher Energieformen. Die Verantwortung für die Festlegung bzw. Änderung des CO2-
Preises liegt bei der Bundesregierung.  
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6.1.2 Der Strompreis und seine Komponenten 
Der Strompreis kann nur sehr eingeschränkt als „Marktpreis“ bezeichnet werden. Die Kosten für die 
Strombeschaffung (Erzeugung oder Einkauf) und den Vertrieb sowie die Gewinnmarge machen zu
sammen gerade einmal ca. 25% des durchschnittlich von den Haushalten gezahlten Strompreises aus 
(Bundesnetzagentur, 2019). Hinzu kommt das Nettonetzentgelt inklusive Abrechnung, zusammen als 
Netznutzungsentgelt bezeichnet, mit ca. 23% des Preises. Die EEG-Umlage allein machte weitere ca. 
21% aus und Stromsteuer, Umsatzsteuer und diverse Umlage schlagen mit 31% zu Buche. Zu den 
Umlagen zählen (Bundesnetzagentur, 2019): 

▪ Konzessionsabgabe, 

▪ Umlage nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz KWKG, 

▪ Umlage nach § 19 der Strom-Netzentgeltverordnung, 

▪ Offshore-Netzumlage, 

▪ Umlage für abschaltbare Lasten. 

Der Markt für Strom ist damit nicht nur hochgradig reguliert, sondern auch ökonomisch maßgeblich 
durch den Staat geprägt und beeinflusst. Die Frage, wie teuer der Strom ist, wirkt sich gemeinsam 
mit der jeweiligen Netzvorlauftemperatur gravierend auf die Wärmepumpe als Technologie der Sek
torkopplung aus. Würde z.B. der Strompreis für den Betrieb von Wärmepumpen nur die Kosten für 
Beschaffung, Vertrieb und die Marge des Energieversorgers sowie einen reduzierten Mehrwertsteu
ersatz von 7% enthalten, könnte eine Wärmepumpe im Privathaushalt mit Stromkosten von 8,1 
Cent/kWh betrieben werden. Käme das Netzentgelt hinzu, wären es 15,8 Cent/kWh. Wird dagegen 
der heute übliche Durchschnittspreis für Wärmepumpenstrom bezahlt, sind es über 20 Cent/kWh. 
Jeder Wert dazwischen ließe sich durch entsprechende Änderung der staatlich veranlassten Bestand
teile des Strompreises durch die Bundesregierung steuern. Entsprechendes gilt für den Betrieb von 
Großwärmepumpen in Fernwärmenetzen. 

Die Verantwortung für die Festlegung bzw. Änderung der staatlich veranlassten Bestandteile des 
Strompreises liegt bei der Bundesregierung. Diese wurde jüngst durch den Bundesrechnungshof auf
gefordert „das System der staatlich geregelten Energiepreis-Bestandteile grundlegend zu reformie
ren“ (Bundesrechnungshof, 2021, S. 7), da der Bundesrechnungshof die Vorgaben des Klimaschutz
programms 2030 bei der Versorgung mit Elektrizität offenbar als nicht hinreichend berücksichtigt 
und umgesetzt ansah.  

6.2 Spezifische politische Instrumente für die Wärmewende 
Aufgrund der Verschiedenartigkeit der für die Wärmewende erforderlichen Technologien ist eine 
Reihe von Instrumenten von Bedeutung, die sich primär auf Einzeltechnologien auswirken.  
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6.2.1 Exnovationsinstrumente und Ordnungsrecht 
Das Kohleausstiegsgesetz (Die Bundesregierung, 2020b) ist ein für die Wärmewende zentrales Geset
zesvorhaben. Mit dem Beschluss des Gesetzes wurde die Kohleverstromung eine Technologie ohne 
Zukunft. Mit der Kohleverstromung endet auch die auf Kohle basierende KWK, die gegenwärtig noch 
37% des Brennstoffeinsatz (27 % Steinkohle, 10 % Braunkohle)  und 58 % der CO2-Emissionen in den 
großen deutschen Fernwärmenetzen ausmacht (AGFW e.V., 2019, S. 22).  

Im Klimapaket 2030 der Bundesregierung wird ein Verbot von Ölheizungen ab 2026 angestrebt (Die 
Bundesregierung, o. J.). Das neue Gebäudeenergiegesetzes (GEG) sieht vor, dass der Einbau neuer 
Ölheizungen grundsätzlich verboten ist. Es gibt jedoch weitgehende Ausnahmen, die vornehmlich 
darauf abzielen, dass ein Weiterbetrieb als Hybridheizung möglich bleibt und dass der Austausch 
auch dann nicht erfolgen muss, wenn er zu einem „unangemessenen Aufwand oder in sonstiger Wei
se zu einer unbilligen Härte führen“ würde (§ 72 Nr. 5) (Gebäudeenergiegesetz, 2020). Nicht ganz so 
eindeutig wie der Betrieb von Kohlekraftwerken ist damit aber auch bei Ölheizungen ein Signal ge
setzt, dass es sich bei Ölheizungen grundsätzlich um eine Technologie handelt, deren Tage gezählt 
sind.  

Für eine wirksame Wärmewende sind ordnungsrechtlich umzusetzende Exnovationsvorschriften aber 
noch deutlich auszuweiten. Mit Blick auf die normale Dauer des Betriebs von Heizungsanlagen von 
20 bis 30 Jahren ist zur Erreichung des von der Bundesregierung wie auch der EU-Kommission vor
geblich gesetzten Ziels der Klimaneutralität bis 2050 ab sofort ein Verbot des Einbaus sämtlicher Hei
zungsanlagen erforderlich, für deren Betrieb keine am Markt in großen Mengen verfügbare Alterna
tive zu fossilen Brennstoffen zur Verfügung steht.  

In Innenstädten wäre eine Anschlusspflicht an regenerativ betriebene Fernwärmenetze ein wirksa
mes Exnovationsinstrument. Es würde im Anschlussgebiet von Fernwärmenetzen verhindern, dass 
weitere Investitionen in nicht zukunftsfähige fossile Technologien durch die Gebäudeeigentümer 
erfolgen können. Eine Ausnahme könnte für bestimmte Formen der erneuerbaren Wärmeversorgung 
gemacht werden, sich aber ausdrücklich nicht auf Wärmequellen wie Power-to-X beziehen, deren 
Bereitstellung in großen Mengen gegenwärtig nicht sichergestellt ist.  

Der Ordnungsrecht hat aber auch unabhängig von Vorschriften der Exnovation im Bereich der Ge
bäudeenergieversorgung Schwachstellen. So gab es In der EnEV seit 2009 Ausnahmen für bestimmte 
Verpflichtungen wie z.B. die Dämmung freiliegender Warmwasser- oder Heizungsrohre, der Keller- 
und obersten Geschossdecken sowie der Austausch über 30 Jahre alter Heizkessel für Gebäude mit 
maximal zwei Wohnungen, die schon 2002 vom aktuellen Besitzer bewohnt wurden (sog. „Omarege
lung“). „Dies trifft jedoch auf einen signifikanten Anteil der Ein- bis Zweifamilienhäuser zu. 35 Prozent 
der Eigenheimbesitzer sind über 65 Jahre alt“ (Tappeser & Chichowitz, 2017, S. 18). Und nicht nur die 
Ausnahmen stellen ein Problem dar. Eine im Jahr 2017 erstellte Auswertung von Daten zu über 
60.000 Gebäuden ergab,  dass in durchschnittlich 81,9% der Gebäude in Deutschland ein hydrauli
scher Abgleich nicht erfolgt  war (CO2-Online, 2018). Es ist verwirrend, dass bereits 1978 in Folge der 
Ölkrise die „Verordnung über energiesparende Anforderungen an den Betrieb von heizungstechni
schen Anlagen und Brauchwasseranlagen (HeizBetrV)“ verabschiedet wurde, deren § 4 zu den 
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„Pflichten des Betreibers heizungstechnischer oder Brauchwasseranlagen“ die regelmäßige Durch
führung des hydraulischen Abgleichs in 8-jährigen Abständen vorschreibt (Bundesregierung, 1978). 
Bei ordnungsrechtlichen Vorschriften rund um die Gebäudeenergie hat Deutschland ganz offenbar 
ein Vollzugsproblem.  

 
Ein Ansatz zur Reduktion der Vollzugsdefizite 

Durch Ermächtigung der Schornsteinfeger dazu, einfache Sachverhalte zu überprüfen und ver
pflichtende, aber nicht durchgeführte energietechnische Maßnahmen anzumahnen bzw. der zustän
digen Stelle zu melden, könnte das Vollzugsdefizit deutlich reduziert werden. Die Frage, ob die Däm
mung freiliegender Warmwasser- oder Heizungsrohre, der Keller- und obersten Geschossdecken 
oder der hydraulische Abgleich durchgeführt wurde, ließe sich so einfach und flächendeckend be
antworten und die säumige Umsetzung solcher Vorschriften könnte beschleunigt werden. Durch 
Inrechnungstellung der Prüfarbeiten beim Gebäudebesitzer wäre diese Art des Vollzugs für den Staat 
nicht mit kassenwirksamen Ausgaben verbunden. 
 

6.2.2 Geothermie- und Abwärme-Risikofonds 
Trotz großer Potenziale schreitet die Erschließung der tiefen Geothermie kaum voran. Das zentrale 
Problem ist das Fündigkeitsrisiko. Zwar erklärt z.B. das BMU (Bundesministerium für Umwelt, Natur
schutz und Reaktorsicherheit, 2011, S. 17) den Begriff des Fündigkeitsrisikos und weist auch darauf 
hin, dass dieses Risiko bereits privatwirtschaftlich versichert wurde (Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, 2011, S. 74), aber nur selten scheinen Versicherungen diese Risi
ken wirklich zu versichern. Unsicherheiten werden auch von Plan Energi in Dänemark als zentrales 
Hemmnis der Nutzung der tiefen Geothermie aufgeführt (Plan Energi, 2018).  

Der Verband kommunaler Unternehmen e.V. (VKU), der Energieeffizienzverband für Wärme, Kälte 
und KWK e. V. (AGFW), der Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE) und der Bundesverband 
Geothermie e.V. (BVG) betonen dennoch den notwendigen Beitrag der tiefen Geothermie zur Wär
mewende und fordern eine entschlossene Lösung der eher ökonomischen als technischen Probleme 
(AGFW e.V., Bundesverband Erneuerbare Energien (BEE), Verband kommunaler Unternehmen & 
Bundesverband Geothermie, 2019). Die Verbände empfehlen insbesondere eine verbesserte Absi
cherung geothermischer Projekte in der Anfangsphase der Investition. Dazu sei die Etablierung eines 
Wärmenetztransformationsfonds geeignet, dessen Mittel u.a. für die Reduzierung des Fündigkeitsri
sikos oder zur Durchführung seismischer Messkampagnen eingesetzt werden sollten (AGFW e.V. et 
al., 2019).  

Die Wirksamkeit eines solchen Fonds zeigen die Niederlande. Nachdem die niederländische Regie
rung ein Angebot der Absicherung des Fündigkeitsrisikos machte (Government of the Netherlands, 
2020), wächst seit 2017 die Zahl der Projekte und die der zusätzlichen geothermischen Wärmequel
len sprunghaft (Ministry of Economic Affairs and Climate Policy, 2019, S. 42). In den Niederlanden 
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waren Anfang 2019 bereits 24 Anlagen mit 54 Quellen in Betrieb, bei einer Zunahme von 5 Anlagen 
mit insgesamt 12 Quellen allein in 2018 (Ministry of Economic Affairs and Climate Policy, 2019, S. 
41ff). Die Regelung der Versicherung legt fest, dass, je nach Bohrtiefe, Projektwerte von 11 Mio. € bis 
18 Mio. € versichert werden können. Die Prämie liegt bei 7% der Versicherungssumme und der Ei
genanteil wurde auf 5% des Gesamtrisikos festgelegt (Rijksdienst voor Ondernemend, 2019).  

Ähnliche Vorschriften scheinen für die Versicherung der Aufwände zur Anbindung von Abwärmequel
len an Wärmenetze sinnvoll. Analog zum Fündigkeitsrisiko in der Geothermie liegt hier ein Risiko in 
einem möglichen Konkurs des Unternehmens, dessen Abwärme genutzt werden soll. Und auch hier 
erscheint die Möglichkeit der Versicherung ein geeignetes Instrument zu sein, die Hemmschwellen 
zur Nutzung von Abwärmepotenzialen zu senken.  

Ein Geothermie- und Abwärme-Risikofonds könnte durch den Bund oder einzelne Länder eingerich
tet werden.  

6.2.3 Erneuerbare-Energie-Anlagen-Planungs-Beschleunigungsgesetz 
Die Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt“ stellte 1994 vier grundlegende 
Regeln auf, bei deren Missachtung sich die „Bedingungen für das Wirtschaften in Zukunft verschlech
tern werden“ (Enquete Kommission Schutz des Menschen und der Umwelt, 1994, S. 42). Regel vier 
lautet (Enquete Kommission Schutz des Menschen und der Umwelt, 1994, S. 53):  

„Das Zeitmaß anthropogener Einträge bzw. Eingriffe in die Umwelt muß im ausgewogenen 
Verhältnis zum Zeitmaß der für das Reaktionsvermögen der Umwelt relevanten natürlichen 
Prozesse stehen.“ 

Als Begründung für die Notwendigkeit dieser Regel wird angeführt, dass die praktische Umweltpolitik 
und –gesetzgebung noch stark an statischen Grenzwertmodellen orientiert ist und die Orientierung 
am Zeitverhalten noch nicht aufgegriffen hat (Enquete Kommission Schutz des Menschen und der 
Umwelt, 1994, S. 53). Die Kommission fokussiert dabei materielle Eingriffe in materielle Sachverhalte. 
Letztlich aber folgen diese Eingriffe aus institutionellem Vorgehen, also aus der Anwendung von Ge
setzen und Verordnungen. Kümmerer betont, dass die Bewertung von technischen, ökonomischen, 
sozialen sowie politischen Maßnahmen implizit immer mit Zeiten verknüpft ist (Kümmerer, 2006, S. 
30). So kann es in bestimmten Fällen vernünftig sein, menschliche Eingriffe in die Natur zu verlang
samen, um der Natur Zeit zur Anpassung zu lassen. An anderer Stelle mag eine Beschleunigung er
forderlich sein.   

Auch im Klimaschutz ist die Unangepasstheit der Zeitmaße ein Problem. Hier stellt es sich so dar, 
dass durch zahlreiche institutionelle Vorkehrungen in komplexen Genehmigungsprozessen auch Ein
griffe zur Entlastung der Umwelt verzögert werden. Damit verhindern umweltrechtliche Vorschriften, 
die die Umwelt eigentlich schützen sollen, letztlich rasche Fortschritte im Umweltschutz.  
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Abbildung 5: Fiktive Wirkung von institutionellen Verzögerungen auf das CO2-Budget 

 
Quelle: Borderstep 

Nun ist die Verzögerung von Vorhaben durch institutionelle Regelungen kein neues Problem. Im Zuge 
des „Aufbaus Ost“ sorgte das Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz (Die Bundesregierung, 
1991) für den schnelleren Ausbau der Autobahnen. Hierzu traf es einige Regelungen:  

▪ Klare Fristen für das Verwaltungshandeln (§§ 3 und 4) 

▪ Die Beschränkung des Rechtsweges auf das Verwaltungsgericht und die Aufhebung der aufschie
benden Wirkung von Revision (§5) 

▪ Vorschriften zu Enteignung (§7), Eigentum (§8) und Entschädigung (§ 9) 

Es ist vermutlich an der Zeit, auch mit Blick auf zahlreiche notwendige neue, dem Klimaschutz die
nende Anlagen, den Ablauf von Genehmigungsprozessen kritisch in Frage zu stellen. Die Geschwin
digkeit des Wandels zu einer nicht-fossilen Gesellschaft ist auch der Deutschen Umwelthilfe zu ge
ring, die die Bundesregierung mit einer Klimaklage zu raschem Handeln zwingen will (Deutsche Um
welthilfe, 2021). Diese Klage wird nun auch durch ein Unternehmen unterstützt. Das Unternehmen 
weist in einem Schreiben an das Gericht auf den Zusammenhang der Dauer von Genehmigungspro
zessen und dem Eintritt der klimaschützenden Wirkung der geplanten Maßnahme deutlich hin (Vet
ter & Zwick, 2021) und fragt, angesichts hoher Anforderungen der nationalen Nachhaltigkeitsstrate
gie an die Zeitziele im Klimaschutz, warum von hiesigen Behörden Projekte, die den Klimawandel 
bekämpfen genauso behandelt würden wie Projekte, die die Erderwärmung beschleunigen (Wenzel, 
2021).  

Der Zusammenhang der Dauer von Genehmigungen mit ihren komplexen und aufwändigen Abläufen 
und der dadurch erfolgenden Verzögerung von Klimaschutzmaßnahmen wurde auch im Kontext der 
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Wärmewende in Hannover betont (von Meding, 2021). Dr. Volker Müller von den Unternehmerver
bänden Niedersachsen e.V. (UVN) führte aus, die addierte Dauer von Genehmigungsverfahren und 
Bauzeit von Ersatzanlagen mache einen beschleunigten Ausstieg auf der Kohle in nur fünf Jahren 
unmöglich (von Meding, 2021 Min. 41:40). 

Die Beschleunigung von Abläufen der Anlagengenehmigung ist politisch nicht unproblematisch, da 
die Geschwindigkeit der Erreichung gesellschaftlicher und überlebenswichtiger Klimaziele gegen die 
Rechte Einzelner abgewogen werden muss. Zwar wertete das Bundesverfassungsgericht (BVerfG, 
2021) die Bedeutung des Klimaschutzes relativ zu anderen Rechtsgütern deutlich auf, dennoch sollte 
die Beschleunigung von Genehmigungsprozessen aus Sicht der Politik zunächst mit möglichst nieder
schwelligen Eingriffen vorangetrieben werden: 

▪ Die Ausstattung von Genehmigungsbehörden und einschlägigen Verwaltungsgerichten mit Per
sonal- und Sachmitteln sollte die unverzügliche Bearbeitung wesentlicher Vorhaben mit Auswir
kung auf den Klimaschutz ermöglichen.  

▪ Durch Leitfäden und Handlungsanweisungen sollte die Einholung von Gutachten und anderen 
aufwendigen Recherchen wo immer möglich verzichtbar gemacht werden.  

Auch die Begleitung von Vorhaben durch Maßnahmen der Akzeptanzförderung in der Bevölkerung 
oder die Strategien zur Schaffung von Co-Benefits im direkten Umfeld geplanter Anlagen, wie dies 
z.B. von IÖW, IKEM & BBH (2020) im Feld der Windenergie beschrieben wird, bietet Perspektiven der 
Beschleunigung.  

Letztlich sollte auch die Geschwindigkeit von Planungs- und Genehmigungsvorhaben engmaschig 
beobachtet und ggf. wirksamere Maßnahmen auch mit stärkerer Einschränkung der Recht Einzelner 
in Erwägung gezogen werden.  

6.2.4 Energetische Sanierungsgebiete 
Millionen von Gebäuden müssen für eine nicht-fossile Beheizung umgebaut werden. Dies Vorhaben 
auf Förderungen aufzubauen, die Umsetzung aber Millionen von Hausbesitzenden zu überlassen, 
scheint wenig aussichtsreich.  

Rath und Ekardt (2021) schlagen daher vor, den schlechten Sanierungszustand von Gebäudebestän
den als „städtebaulichen Missstand“ einzustufen und diesen mit mangelndem Klimaschutz zu be
gründen, was baurechtlich zulässig sei (Rath & Ekardt, 2021, S. 18). Im Rahmen einer städtebaulichen 
Sanierungsmaßnahme können Bau- und Ordnungsmaßnahmen nach §§ 146f BauGB ergriffen wer
den. „Die Baumaßnahmen eröffnen die Möglichkeit zur Errichtung oder Erweiterung von Anlagen 
und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung 
von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung, § 148 Abs. 2 
BauGB“ (Rath & Ekardt, 2021, S. 18). 

Die politische Herausforderung „energetischer Sanierungsgebiete“ dürfte in den extrem hohen Kos
ten flächendeckender Sanierungsmaßnahmen für eine große Zahl von Gebäuden liegen. Mit Blick auf 
eine möglichst rasche Transformation bieten sie aber auch die Chance, auf einer großen Zahl von 
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Baustellen in enger Nachbarschaft Arbeiten effizienter und damit schneller zu erledigen. Auch die 
Verfahren der seriellen Sanierung könnten in diesem Kontext ein Potenzial bieten, wenn sie denn 
durch Bundesregierung sowie die eher wenig innovative weil extrem gut ausgelastete Baubranche 
überhaupt zur Einsatzreife gebracht werden (Clausen, 2021).  
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7 Zentrale Infrastrukturen transformieren 

Infrastrukturen sind für jede Form der leitungsgebundenen Wärmeversorgung von hoher Bedeutung. 
Für einige Jahres sind dies noch die Gas-Verteilnetze. In Zukunft werden Fernwärmenetze, aber Net
ze für Nahwärme in Quartieren eine hohe Bedeutung erreichen. Eine weitere Infrastruktur sind große 
KWK-Anlagen als Quellen für Fernwärme und Strom, die in Zukunft besonders in Engpasssituationen 
wichtig sein werden und deren Funktion in der Wärmeversorgung sich gegenwärtig ändert.  

7.1 Maßnahmenpaket grüne Fernwärme 
Wenn Fernwärme in der Wärmewende eine zentrale Funktion erfüllen soll, dann müssen eine Reihe 
von Regeln geändert werden, die sich für den Fernwärmeausbau in den letzten Jahren als hinderlich 
erwiesen haben.  

Der Rechtsrahmen zum Schutz der Verbraucherinteressen ist weiter zu entwickeln. Der Bundesver
band der Verbraucherzentralen konstatiert monopolartige Strukturen, verbraucherunfreundliche  
Geschäftsbedingungen und mangelnde Preistransparenz und fordert einen besseren Verbraucher
schutz (Verbraucherzentrale Bundesverband, 2016). Der Blick nach Dänemark zeigt dort die Ver
pflichtung, Fernwärmeversorger grundsätzlich gemeinnützig zu organisieren (Clausen & Beucker, 
2019b). In Schweden gibt es eine Zentralstelle, bei der Beschwerden über überhöhte Preise vorge
bracht werden können (Clausen & Beucker, 2019a). Gerade mit Blick auf eine aus ökologischen 
Gründen vermutlich sinnvolle, wenn nicht sogar unvermeidliche Ausweitung der Gebiete mit An
schluss- und Benutzungszwang, ist es notwendig, den latenten Verdacht des Missbrauchs der Mono
pole durch überhöhte Preise vorsorgend auszuräumen und Mechanismen einer wirksamen Preiskon
trolle einzuführen (Agora Energiewende, 2019, S. 23).  

Durch die Errechnung von Primärenergiefaktoren (PEF) wird die Effizienz des Energiesystems an 
verschiedenen Stellen gemessen. Wird ein Gebäude geplant, so kann ein Effizienz-Zielwert alternativ 
durch höhere Gebäudeeffizienz oder den Bezug von Wärme mit einem niedrigeren PEF erreicht wer
den. Ein niedriger PEF des Wärmeangebots senkt so effektiv Baukosten, da durch die Wahl eines 
Primärenergieträgers, die sich nicht auf die Investitions- sondern auf die Betriebskosten auswirkt, 
höhere Investitionskosten für eine bessere Dämmung o.ä. vermieden werden können. Für Erdgas 
wird z.B. pauschal angenommen, dass 10% der Energie in der Bereitstellungskette verloren gehen, 
was zu einem PEF für Erdgas von 1,1 führt (DIN 18599). Bei Fernwärme aus KWK ist mit Blick auf den 
parallel erzeugten Strom ein PEF-Wert von 0,7 ausgehandelt worden. Am Gebäude erzeugte solare 
Wärme oder Umweltwärme stehen dem Gebäude zu 100% zur Verfügung, der PEF beträgt 1,0. Son
nenwärme wird also aufgrund einer wenig zielführenden mathematischen Logik als weniger effizient 
als KWK eingeordnet. Aufgrund der aus Sicht des Klimaschutzes offensichtlichen Unsinnigkeit des 
Systems, existieren verschiedene Vorschläge, das System der PEF abzuschaffen und durch eine Be
wertung der spezifischen Emission von Treibhausgasen zu ersetzen (Agora Energiewende, 2019, S. 
24).  



 

 

28 

 

Besondere Nachteile bietet das System unter Gesichtspunkten des freien Marktes. So wäre z.B. 
denkbar, dass der Betreiber eines Fernwärmenetzes mit anteiliger regenerativer Wärmeerzeugung 
den regenerativ erzeugten Anteil an interessierte Kunden zu einem etwas höheren Preis verkauft und 
ihnen dafür einen – im Falle der Änderung des Berechnungsverfahrens - günstigeren PEF zuweist 
(Agora Energiewende, 2019, S. 25). Dies ist aber nicht zulässig. Alle Wärmelieferungen aus einem 
Wärmenetz müssen mit dem gleichen PEF-Wert abgegeben werden (Agora Energiewende, 2019, S. 
25). Wäre dies im Stromnetz entsprechend geregelt, wäre ein Handel mit grünem Strom unmöglich. 

Zumindest das Förderprogramm für innovative KWK scheint mit Blick auf eine Wärmewende hin zu 
einer klimaneutralen Wärmeversorgung wenig zielführend. So verbinden die Ausschreibungen für 
innovative KWK (iKWK) die Förderung von Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Wärme bindend mit 
der Errichtung von meist fossil betriebenen KWK-Anlagen, was nicht mehr zeitgemäß erscheint (Ago
ra Energiewende, 2019, S. 25).  

Mangeln tut es weiter an einem Transformationsprogramm für Bestandswärmenetze, mit denen 
der aufwendige Ausbau neuer Wärmequellen insbesondere für diejenigen Wärmenetze unterstützt 
wird, die aufgrund des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes solche neuen Wärmequellen zwin
gend erschließen müssen. Der Kompromiss der Kohlekommission (Kommission Wachstum, Struktur
wandel und Beschäftigung, 2019) sieht zwar hohe Ausgleichszahlungen für die Betreiber großer 
Braunkohlekraftwerke ohne Fernwärmenutzung vor, die Betreiber kleiner Kohlekraftwerke, die in 
KWK betrieben werden, sollen sich dagegen an einem Bieterverfahren beteiligen, bei dem diejeni
gen, die am schnellsten Aussteigen, die höchsten Zahlungen bekommen werden. Mit Blick auf die 
Zeit, die die Errichtung neuer EE-Wärme-Anlagen brauchen wird, sind gerade Betreiber, die nicht 
rasch auf Erdgas umsteigen, systematisch benachteiligt. Weiter sollte erreicht werden, dass das in 
Vorbereitung befindliche „Bundesförderprogramm Effiziente Wärmenetze (BEW)“ (Pehnt, 2020), 
reichlich mit Mitteln ausgestattet wird, so dass es viele Formen der Low-Exergy Wärmegewinnung 
wie auch Maßnahmen zur Effizienzsteigerung der Wärmenetze wirksam fördern kann. Hierzu gehö
ren im Rahmen von Netztransformationsplänen auch die notwendigen Maßnahmen an Kundenanla
gen wie auch zur Steigerung der Energieeffizienz des Netzes (Agora Energiewende, 2019, S. 26) 

Agora Energiewende schlägt weiter vor, dass den Netzbetreibern auferlegt wird, einen Dekarbonisie
rungsplan für die von ihnen betriebenen Fernwärmenetze zu erstellen (Agora Energiewende, 2019, 
S. 27).  In Hamburg wird die Erstellung eines Dekarbonisierungsfahrplans den Wärmeversorgungsun
ternehmen bereits in § 10 des Hamburgischen Klimaschutzgesetzes vorgeschrieben (Hansestadt 
Hamburg, 2020). 

7.2 Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz und Vorhaltepflicht von KWK-Anlagen 
Die Förderbedingungen für die Kraft-Wärme-Kopplung führten in den letzten Jahren dazu, dass KWK-
Anlagen sich als deutlich wirtschaftlichere Investitionen darstellten als Anlagen zur Gewinnung er
neuerbarer Wärme. Viele Investitionsentscheidungen fielen daher zugunsten von KWK-Anlagen aus, 
von denen die Mehrzahl mit fossilen Energieträgern betrieben wird (Agora Energiewende, 2019, S. 
23).  
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Im Zuge der Transformation zu einer Versorgung mit erneuerbarer Wärme müssen die Anreize des 
KWKG so verändert werden, dass fossile KWK-Anlagen deutlich weniger betrieben werden und pri
mär stromgeführt gesteuert werden. Denn mit Blick auf Energiespeicherung und Spitzenlast ergeben 
sich für KWK-Anlagen veränderte Einsatzerfordernisse. Dies hängt mit der Netzstabilität im Strom
netz zusammen. Denn, wenn viele Wärmepumpen installiert werden, ist damit zu rechnen, dass in 
einer kalten Winterwoche alle diese Wärmepumpen gleichzeitig betrieben werden. Im Stromnetz 
nimmt dadurch die Höchstlast zu, jedes installierte Wärmepumpen-GW muss dabei teuer durch ein 
GW an gesicherter Erzeugungsleistung, im EE-Zeitalter also teurer Speicherkapazität, abgedeckt wer
den, denn die Jahresspitzenlast tritt jedes Jahr im Winter aufgrund von temperatursensitiver Last auf. 
In diesen Situationen wird – stromgeführt – der Einsatz von KWK weiter notwendig sein. Kurz und 
mittelfristig wird dieser Einsatz nur mit fossilen Energien möglich sein, langfristig sollte „grünes Gas“ 
eingesetzt werden.  

Die Wirtschaftlichkeit von KWK-Anlagen dürfte in Zukunft durch zwei Entwicklungen gefährdet wer
den:  

▪ durch die Notwendigkeit, die Nutzung fossiler Brennstoffe und damit die „fossilen“ Betriebsstun
den der KWK weitestgehend zu reduzieren,  

▪ langfristig aber auch aufgrund der zu erwartenden hohen Preise für grünes Gas (Perner et al., 
2018, S. 46). 

Es ergibt sich das Folgeproblem, dass die Wirtschaftlichkeit von KWK-Anlagen in einem solchen Sze
nario kaum gegeben sein dürfte. Um vom Systemnutzen der KWK zur Stabilisierung der Strom- und 
Wärmeversorgung in kalten Winterzeiten weiter zu profitieren wird es daher notwendig sein, eine 
mit einer finanziellen Ausgleichsregelung verbundene Vorhaltepflicht festzulegen.  

Die Verantwortung für die Änderung des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes liegt bei der Bundesregie
rung.  
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8 Wirtschaftliche und wirtschaftspolitische Aspekte 

Die Wärmewende ist ein Gesamtprojekt, welches die Sanierung eines großen Anteils aller Gebäude 
inklusive der Umstellung der Heizungssysteme erfordert und zusätzlich in bisher unbekanntem Aus
maß neue, bisher nicht bzw. kaum erschlossene Quellen regenerativer Low Exergy-Wärmequellen 
umfasst. Die gesamten Pfadwechselkosten können sich bis zur Mitte des Jahrhunderts auf über 1,5 
Billionen € belaufen und damit die Größenordnung des deutschen Bruttoinlandsproduktes von ca. 5 
Monaten erreichen5. Von dieser gigantischen Summe abzuziehen sind alle Einsparungen, wie z.B. 
sinkende Kosten für den Import fossiler Energien, und alle ohnehin notwendigen Ausgaben, z.B. für 
den Austausch von Heizungsanlagen, Fenstern oder Gebäudebauteilen, die das Ende ihrer Lebens
dauer ohnehin erreicht haben. Dennoch dürfte eine bisher kaum vorstellbar hohe Summe zu finan
zieren sein.     

Zur Mobilisierung der notwendigen, riesigen Ressourcen leisten verschiedene der bereits aufgeführ
ten Instrumente Beiträge:  

▪ Durch den CO2-Preis und die dadurch finanzierte Absenkung der EEG-Umlage werden bestimmte 
Investitionen in Sektorkopplung wirtschaftlich, die dann im Rahmen der normalen wirtschaftli
chen Tätigkeit und ohne zusätzlichen Förderbedarf finanziert und durchgeführt werden können.  

▪ Durch die steuerliche Absetzbarkeit bestimmter Sanierungsvorhaben  von Eigenheimbesitzern 
werden seit Anfang 2020 Kosten anteilig durch die öffentliche Hand getragen (Bundesministeri
um der Finanzen, 2020). Auch die geplanten Konjunkturhilfeprogramme im Kontext der Corona-
krise könnten Beiträge leisten (Koalitionsausschuss der Bundesregierung, 2020).  

▪ Durch gezielte Förderprogramme des Bundes und der Länder können anteilig Kosten einzelner 
Technologien bzw. Maßnahmen durch die öffentliche Hand übernommen und so Kosten umver
teilt werden.  

▪ Durch gezielte Förderung von kostensenkenden Innovationen wie z.B. das serielle Sanieren kön
nen die Pfadwechselkosten gesenkt werden, was den Finanzierungsbedarf senkt. 

Das BMWi-Gutachten von Prognos (Prognos AG, 2020, S. 100) schlägt zusätzlich eine Wärmeumlage 
nach dem Vorbild des EEG vor:  

„Ergänzend zum CO2-Preis im Nicht-ETS-Sektor ist die Einführung einer Wärmeumlage 
denkbar. In Anlehnung an das EEG könnte damit im Wärmebereich die Erzeugung von er
neuerbarer Wärme gefördert werden. Die notwendige Mittel könnten haushaltsunabhängig 

 
5 In Deutschland gibt es ca. 40 Mio. Wohnungen. Setzt man die Kosten für erste Schritte einer energetischen 
Sanierung und den Umbau des Heizungssystems auf nur 40.000 € pro Wohnung an, also einen Wert, den das 
serielle Sanieren vielleicht in einigen Jahren erreichen könnte (Clausen, 2021), ergeben sich Gesamtkosten in 
der Größenordnung von 1,6 Bio. €.  
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über eine Wärmeumlage aufgebracht werden. Im Vergleich zu heute ergäbe sich mehr 
Spielraum für die Ausgestaltung der Förderung. Diese könnte z. B. bei einzelnen Technolo
gien in Form einer Betriebsbeihilfe, statt der heute üblichen Investitionskostenzuschüsse, 
ausgezahlt werden. Neben dezentralen Wärmeerzeugern könnten mit den Einnahmen der 
Wärmeumlage auch größere Projekte zur Nutzung von unvermeidbarer Abwärme und er
neuerbaren Energien zur Nah- und Fernwärmeerzeugung gefördert werden.“ 

Ohne dass an dieser Stelle wirklich Klarheit über die Gesamtkosten besteht oder auch nur bestehen 
könnte kann festgestellt werden, dass erhebliche Finanzmittel in Bewegung gebracht werden müs
sen. Diese werden Privatpersonen wie auch staatliche Haushalte in erheblichem Umfang belasten.  

Dabei sollte die Wirtschaftspolitik nicht vergessen, dass die enormen Summen für Investitionen in 
Gebäudesanierungen wie auch in wärmetechnische Anlagen sich auch in Einnahmen der entspre
chenden Anbieter niederschlagen und so zu zusätzlichem Umsatz und neuen Arbeitsplätzen führen. 
Zu erheblich wachsenden wirtschaftlichen Aktivitäten und hohen Umsätze könnte es in folgenden 
Bereichen kommen (Clausen & Fichter, 2020a, S. 8ff):  

▪ dem Bau und Ausbau von Fernwärmenetzen, 

▪ der Errichtung von tiefengeothermischen Anlagen, 

▪ der Errichtung von solarthermischen Großanlagen, 

▪ dem Bau von großen Saisonalspeichern, 

▪ der Sanierung von Gebäuden.  

In einigen Bereichen wird es auch notwendig sein, durch Forschung und Entwicklung vorhandene, 
aber noch nicht serienreife Lösungen, zu verbessern oder in Bezug auf die Herstellung großer Stück
zahlen zu optimieren. Auch Machbarkeitsstudien und Demonstrationsanlagen werden in einigen 
Bereichen der Förderung bedürfen.  

Mit Blick auf die Möglichkeit, eine hohe Zahl von Erdwärmepumpen zu errichten, dürfte eine Ausbil
dungsoffensive für Brunnenbauer und Tiefbohringenieure erforderlich sein, damit genügend Fach
kräfte verfügbar sind (Bundesverband Geothermie e.V., 2019). Die Ausbildungsoffensive ist aber 
auch für das Installationsgewerbe wichtig, um durch optimale Installation der Wärmepumpen und 
deren wirksame Integration in die Haustechnik die Voraussetzungen für die Realisierung hoher Jah
resarbeitszahlen zu schaffen. Parallele Anstrengungen dürften erforderlich sein, um der wachsenden 
Baubranche für hochtechnisierte Produktionsverfahren der industriellen Sanierung geeignete Fach
kräfte zur Verfügung stellen zu können.  

Gerade private Hausbesitzer investieren oft nicht, wenn es wirtschaftlich ist, sondern erst, wenn es 
ihnen ihre Liquidität gestattet. Abgesehen von der Notwendigkeit den Investitionsdruck durch sich 
ändernde Rahmenbedingungen zu erhöhen, kann es hilfreich sein, wenn kapitalstarke Unternehmen 
kostenintensive Maßnahmen als Contracting, Leasing, Pay-per-Use oder in Form vergleichbarer inno
vativer Geschäftsmodelle des Nutzenverkaufs anbieten (Gotsch, 2016). Bereits heute sind solche 
Angebote vorhanden, z.B. bewirbt in Hannover die enercity AG ihr Angebot, eine Wärmepumpe ohne 
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eigenen Investitionsaufwand des Kunden zu installieren und über 10 oder 15 Jahre zu transparenten 
und kalkulierbaren Kosten zu nutzen (enercity, 2019). Über Verkaufszahlen liegen aber gegenwärtig 
keine Informationen vor.  
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